
 Landesarbeitsgericht München 
 

 

3 Sa 923/13 

3 Ca 12167/10 
(ArbG München) 

In Sachen 

 Dr.  A. 
A-Straße,  A-Stadt 

- Klägerin, Berufungsklägerin und Anschlussberufungsbeklagte - 

Prozessbevollmächtigter: 

Rechtsanwalt  B. 
B-Straße,  A-Stadt 

gegen 

 C.  
C-Straße,  C-Stadt 

- Beklagte, Berufungsbeklagte und Anschlussberufungsklägerin - 

Prozessbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte D. 
D-Straße,  D-Stadt 

erlässt das Landesarbeitsgericht München durch die Vorsitzende der Kammer 3, die Vorsit-

zende Richterin am Landesarbeitsgericht Dr. Eulers und die ehrenamtlichen Richter Dr. Pra-

el und Winkler, ohne mündliche Verhandlung folgenden 

Beschluss: 

1. Der Antrag der Klägerin auf Berichtigung des Tatbestands des Urteils des Landesar-

beitsgerichts vom 20.02.2014 wird als unzulässig verworfen. 

  

2. Die Rechtsbeschwerde wird nicht zugelassen.  
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Gründe: 

 

I. 

 

Die Klägerin hat mit dem am 27.03.2014 beim Landesarbeitsgericht München eingegange-

nen Antrag vom selben Tage Berichtigung des ihr am 13.03.2014 zugestellten Urteils des 

Landesarbeitsgerichts München vom 20.02.2014 begehrt. Ausweislich des Notfristzeugnis-

ses des Bundesarbeitsgerichts vom 21.05.2014 ist ein Rechtsmittel bis einschließlich 

19.05.2014 dort nicht eingegangen.  

 

Mit Schreiben vom 20.05.2014 hat die Kammer auf die Entscheidungen des LAG Berlin-

Brandenburg vom 17.08.2011 – 4 Sa 142/11 und 4 Sa 2227/10 –, BeckRS 2013, 69368 – 

sowie des OLG Bamberg, Beschluss vom 27.02.2013 – 1 W 11/13 –, NJW-RR 2013, 1079 

hingewiesen, wonach für einen Antrag auf Tatbestandsberichtigung kein Rechtsschutzinte-

resse nach dem Eintritt der formellen Rechtskraft des Urteils mehr besteht. Eine Stellung-

nahme der Klägerin erfolgte hierauf nicht.  

 

II. 

 

Der nach § 320 Abs. 1 und Abs. 2 ZPO i.V.m. § 64 Abs. 6 ArbGG an sich statthafte, form- 

und fristgerecht gestellte Tatbestandsberichtigungsantrag ist unzulässig. Es fehlt an dem 

auch hier erforderlichen Rechtsschutzbedürfnis (vgl. LAG Berlin-Brandenburg, Beschluss 

vom 17.08.2011 – 4 Sa 142/11 und 4 Sa 2227/10 –, BeckRS 2013, 69368; OLG Bamberg, 

Beschluss vom 27.02.2013 – 1 W 11/13 –, NJW-RR 2013, 1079; KG, Beschluss vom 

12.09.2011 – 19 U 116/10 –, BeckRS 2012, 04757; BFH, Beschluss vom 08.05.2003 – IV R 

63/99 –; NJW 2003, 3340, jeweils mwN).  

 

1. Das Rechtsschutzbedürfnis verlangt das Vorliegen eines berechtigten Interesses an 

der Inanspruchnahme der Gerichte (vgl. BAG, Beschluss vom 08.12.2010 – 7 ABR 99/09 – 

Rn. 12, NZA-RR 2011, 315). Da grundsätzlich jeder Rechtsuchende einen öffentlich-

rechtlichen Anspruch darauf hat, dass die Gerichte sein Anliegen sachlich prüfen und be-

scheiden, kann nur unter besonderen Umständen angenommen werden, dass eine Partei 

kein schutzwürdiges Interesse an der begehrten gerichtlichen Entscheidung hat (vgl. Zöl-

ler/Greger, ZPO, 30. Aufl. 2014, vor § 253 ZPO, Rn. 18). Solche besonderen Umstände sind 

gegeben, wenn ein einfacherer oder billigerer Weg zur Verfügung steht oder wenn es offen-
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sichtlich gerichtlicher Hilfe zur Erreichung des ursprünglichen Ziels nicht (mehr) bedarf (vgl. 

BAG, Beschluss vom 08.12.2010, a.a.O., Rn. 12).  

 

2. Danach fehlt im vorliegenden Fall das Rechtsschutzbedürfnis für die beantragte Tat-

bestandsberichtigung.  

 

a) Das Urteil des Landesarbeitsgerichts München vom 20.02.2014 ist formell rechtskräf-

tig. Die Klägerin hat eine an sich statthafte Nichtzulassungsbeschwerde gegen das Urteil 

nicht eingelegt. Es steht damit nicht mehr zur Überprüfung durch das Bundesarbeitsgericht 

an, so dass der Zweck der Tatbestandsberichtigung, zu verhüten, dass ein unrichtig bekun-

deter Parteivortrag infolge der Beweiskraft des § 314 ZPO fehlerhafte Grundlage für die Ent-

scheidung des Rechtsmittelgerichts wird, nicht mehr zum Tragen kommt (vgl. LAG Berlin-

Brandenburg, Beschluss vom 17.08.2011, a.a.O., unter I. der Gründe; OLG Bamberg, Be-

schluss vom 27.02.2013, a.a.O., unter II.2. der Gründe; KG, Beschluss vom 12.09.2011, 

a.a.O., unter II. der Gründe; vgl. schon BGH, Urteil vom 10.03.1983 – VII ZR 135/82 –, NJW 

1983, 2030, 2032 zum Sinn und Zweck der Tatbestandsberichtigung). Eine darüber hinaus-

gehende Bedeutung für etwaige Folgeverfahren oder für außerhalb des konkreten Prozess-

rechtsverhältnisses liegende Umstände tatsächlicher oder rechtlicher Natur ist dem Tatbe-

stand nicht beizumessen, wie sich aus der Regelung des § 313 a Abs. 1 ZPO ergibt, wonach 

ein Tatbestand entbehrlich ist, wenn ein Rechtsmittel gegen das Urteil unzweifelhaft nicht 

zulässig ist (so bereits OLG Bamberg, Beschluss vom 27.02.2013, a.a.O.).  

 

Die hiervon abweichende Auffassung, dass ein Tatbestandsberichtigungsantrag auch bei 

rechtskräftig gewordenem Urteil stets zulässig sei, weil die Möglichkeit, Verfassungsbe-

schwerde einzulegen, bestehe (so weiterhin Zöller/Vollkommer, ZPO, 30. Aufl. 2014, § 320 

ZPO, Rn. 10; MKZPO/Musielak, 4. Aufl. 2013, § 320, Rn. 6; Saenger in Saenger, ZPO, 5. 

Aufl. 2013, § 320, Rn. 10) überzeugt nicht. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht Berlin-

Brandenburg darauf hingewiesen, dass diese Ansicht die Voraussetzungen für die Zulässig-

keit einer Verfassungsbeschwerde nicht ausreichend berücksichtigt (vgl. LAG Berlin-

Brandenburg, Beschluss vom 17.08.2011, a.a.O., unter III.1. der Gründe). Eine Verfas-

sungsbeschwerde ist nach dem in § 90 Abs. 2 S. 1 BVerfGG zum Ausdruck kommenden 

Grundsatz der materiellen Subsidiarität der Verfassungsbeschwerde unzulässig, wenn die 

Parteien keine Beschwerde gegen die Nichtzulassung eines Rechtsmittels eingelegt und sie 

damit den Rechtsweg nicht ausgeschöpft hat (vgl. BVerfG, Beschluss vom 14.11.2012 – 1 

BvR 3236,08 – BeckRS 2013, 46035). Auch hat die Klägerin die Möglichkeit einer Verfas-
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sungsbeschwerde nicht behauptet. Die Frist zur Erhebung einer Verfassungsbeschwerde 

nach § 93 Abs. 1 S. 1 BVerfGG ist abgelaufen.  

 

b) Schließlich kommt vorliegend keine Urteilsergänzung nach § 321 Abs. 1 ZPO i.V.m.  

§ 64 Abs. 6 ArbGG in Betracht, die voraussetzt, dass nach einem nachträglich berichtigten 

Tatbestand ein von der Partei geltend gemachter Haupt- oder Nebenanspruch oder der Kos-

tenpunkt bei der Endentscheidung ganz oder teilweise übergangen ist. Die Klägerin hat Ent-

sprechendes nicht vorgetragen. Es ist auch nicht ersichtlich.  

 

III. 

 

Eine Entscheidung über die Kosten ist nicht geboten (vgl. Zöller/Vollkommer, a.a.O., § 320, 

Rn. 13).  

 

IV. 

 

Die Kammer konnte über den Antrag ohne mündliche Verhandlung entscheiden, nachdem 

keine der beiden Parteien eine mündliche Verhandlung beantragt hatte, § 320 Abs. 3 ZPO 

i.V.m. § 64 Abs. 6 ArbGG.  

 

V. 

 

Die Rechtsbeschwerde war nicht zuzulassen, §§ 78 S. 2, 72 Abs. 1 Nr. 1 ArbGG.  

 

Zwar war die Zulassung der Rechtsbeschwerde nicht nach § 320 Abs. 4 S. 4 ZPO i.V.m. 

§ 64 Abs. 6 ArbGG ausgeschlossen. Der Berichtigungsablehnungsbeschluss ist anfechtbar, 

wenn eine Entscheidung in der Sache nicht ergeht. (vgl. Zöller/Vollkommer, a.a.O., § 320, 

Rn. 14). Soweit Rechtsfragen anstanden, sind diese in der obergerichtlichen und höchstrich-

terlichen Rechtsprechung geklärt. Die Kammer ist hiervon nicht abgewichen, § 72 Abs. 2 Ziff. 

2 ArbGG.  

 

München, den 09.07.2014 

 

 

Dr. Eulers     Dr. Prael    Winkler 


